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Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen

und Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche

in Deutschland (Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG.EKD)

Vom 10. November 2005 (ABl. EKD S. 551) *)

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zu-
stimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des Artikels 10 Abs. 1 und
Abs. 2 Buchstabe a und des Artikels 10a Abs. 2 Buchstabe b und c der
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland das folgen-
de Kirchengesetz beschlossen:
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Teil 1 Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis

(1) Der Dienst der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
gründet auf dem Auftrag, den die Kirche von ihrem Herrn Jesus Chris-
tus erhalten hat. Alle in den Dienst der Kirche Berufenen wirken an
der Erfüllung dieses Auftrags mit.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten stehen in einem öf-
fentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis (Kirchenbeamten-
verhältnis).

§ 2

Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse. Es gilt ferner für
die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die die Evange-
lische Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein gliedkirch-
licher Zusammenschluss die Aufsicht führt.

(2) Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger (Dienstherren) besit-
zen das Recht, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu haben
(Dienstherrnfähigkeit), soweit das Recht der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich nicht Einschränkungen vorsieht.

§ 3

Funktionsvorbehalt

In das Kirchenbeamtenverhältnis soll berufen werden, wer über-
wiegend kirchliche Aufsichtsbefugnisse ausüben oder überwiegend an-
dere Aufgaben von besonderer kirchlicher Verantwortung wahrneh-
men soll.

Teil 2 Das Kirchenbeamtenverhältnis

Kapitel 1 Allgemeines

§ 4

Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte,

Vorgesetzte, Dienstaufsicht

(1) Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind
jeweils die in § 2 Abs. 1 genannten Rechtsträger. Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten eines Dienstherrn nach § 2 Abs. 1 Satz 2 gewährt
nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse neben
dem Dienstherrn auch die aufsichtsführende Kirche Fürsorge und
Schutz; die Treuepflicht dieser Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten besteht auch gegenüber der aufsichtsführenden Kirche.

(2) Die oberste Dienstbehörde der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten ist die oberste Behörde ihres Dienstherrn, in dessen
Dienstbereich sie ein Amt bekleiden.

(3) Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die für kirchenbeamten-
rechtliche Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der
ihnen nachgeordneten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zu-
ständig sind. Vorgesetzte sind diejenigen, die ihnen für ihre dienst-
liche Tätigkeit Anordnungen erteilen können.

(4) Die Dienstvorgesetzten und die oberste Dienstbehörde üben
die Dienstaufsicht nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes und der Re-
gelungen aus, die die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich treffen.

§ 5

Dienst bei mehreren Rechtsträgern

(1) Besteht eine mit einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchen-
beamten besetzbare Stelle für mehrere Rechtsträger nach § 2 Abs. 1,
so können die Rechtsträger einvernehmlich regeln, wer Dienstherr sein
soll. Treffen die Rechtsträger keine einvernehmliche Regelung, so ist
der Dienstherr derjenige Rechtsträger, für den überwiegend Aufgaben
wahrzunehmen sind.

(2) Der Dienstherr nach Absatz 1 übt die Rechte der oder des
Dienstvorgesetzten im Einvernehmen mit den anderen beteiligten
Rechtsträgern aus. Die beteiligten Rechtsträger können gemeinsam
eine Dienstanweisung erlassen; im Übrigen obliegt die Dienstaufsicht
jedem Rechtsträger für seinen Bereich.

(3) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter im Ein-
verständnis des Dienstherrn von einem anderen Rechtsträger nach
§ 2 Abs. 1 einen besonderen Auftrag, so gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten zwischen den betei-
ligten Rechtsträgern und unterstehen diese derselben obersten Dienst-
behörde, so entscheidet diese.

§ 6

Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses

(1) Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann begründet werden
1. auf Lebenszeit, wenn dauernd Aufgaben nach § 3 übernommen

werden sollen,
2. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im Kirchenbeamten-

verhältnis auf Lebenszeit eine Probezeit abzuleisten ist,
3. auf Widerruf, wenn ein Vorbereitungsdienst abzuleisten ist oder

vorübergehend Aufgaben nach § 3 übernommen werden sollen,
oder

4. auf Zeit, wenn auf Grund besonderer kirchenrechtlicher Bestim-
mungen Aufgaben nach § 3 für eine bestimmte Zeit übernommen
werden sollen.
(2) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit gelten

die Vorschriften über das Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit
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entsprechend, sofern nicht die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich anderes durch Kirchengesetz bestimmen.

(3) Zur ehrenamtlichen Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3
kann ein Kirchenbeamtenverhältnis im Ehrenamt begründet werden.
Das Nähere zu den Kirchenbeamtenverhältnissen im Ehrenamt regeln
die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz.

(4) Gliedkirchliche Regelungen können die Begründung mittel-
barer Kirchenbeamtenverhältnisse und öffentlich-rechtlicher Ausbil-
dungsverhältnisse vorsehen.

Kapitel 2 Ernennung

§ 7

Begründung und Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses

(1) Einer Ernennung bedarf es
1. zur Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses (Einstellung),
2. zur Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches

anderer Art,
3. zur ersten Verleihung eines Amtes (Anstellung),
4. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbezeichnung

und mit anderem Endgrundgehalt,
5. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbezeichnung

beim Wechsel der Laufbahngruppe.
(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernen-
nungsurkunde. Die Urkunde muss enthalten:

1. bei der Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses die Worte
„unter Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis“ mit dem die Art
des Kirchenbeamtenverhältnisses bestimmenden Zusatz „auf Le-
benszeit“, „auf Probe“, „auf Widerruf“, „auf Zeit“ mit der Angabe
der Zeitdauer der Berufung, „im Ehrenamt“, „im mittelbaren Dienst-
verhältnis“ oder „im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis“.

2. bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein sol-
ches anderer Art den diese Art bestimmenden Zusatz nach Num-
mer 1,

3. bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeichnung.
(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in Absatz 2 vor-

geschriebenen Form, so liegt eine Ernennung nicht vor. Fehlt im Falle
der Begründung eines Kirchenbeamtenverhältnisses nur der die Art
des Kirchenbeamtenverhältnisses bestimmende Zusatz, so gilt das be-
gründete Kirchenbeamtenverhältnis als ein solches auf Widerruf.

§ 8

Voraussetzungen

(1) Bewerberinnen und Bewerber sind nach Eignung, Befähigung
und fachlicher Leistung unter Berücksichtigung der Besonderheiten
des kirchlichen Dienstes auszuwählen.

(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer
1. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-

land oder einer der Evangelischen Kirche in Deutschland ange-
schlossenen Gemeinschaft (Artikel 21 Abs. 4 der Grundordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland) ist,

2. die Gewähr dafür bietet, sich innerhalb und außerhalb des Dien-
stes so zu verhalten, dass das Vertrauen in seine pflichtgemäße
Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung
des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird,

3. die für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung besitzt und die
vorgeschriebenen Prüfungen mit Erfolg abgelegt hat,

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,
5. nicht infolge des körperlichen Zustands oder aus gesundheitlichen

Gründen bei der Erfüllung der Dienstpflichten wesentlich beein-
trächtigt ist.

(3) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein dienstliches Inter-
esse besteht und es mit der künftigen Amtsstellung vereinbar ist, von
den Voraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 1, 3 und 4 Befreiung erteilen.
Befreiung darf nur erteilt werden im Falle des
1. Absatz 2 Nr. 1, wenn die sich bewerbende Person einer Kirche an-

gehört, die mit der Evangelischen Kirche in Deutschland, einer
Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht,

2. Absatz 2 Nr. 3, wenn keine geeigneten Laufbahnbewerberinnen
oder Laufbahnbewerber zur Verfügung stehen, die sich bewer-
bende Person die erforderliche Befähigung durch Lebens- und Be-
rufserfahrung erworben hat und ein besonderes dienstliches In-
teresse an ihrer Einstellung besteht.
(4) Auf Lebenszeit kann nur ernannt werden, wer das 27. Lebens-

jahr vollendet und sich während einer Probezeit bewährt hat. Von dem
Erfordernis der Probezeit kann abgesehen werden, wenn dieses im
kirchlichen Interesse liegt.

(5) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ist spätestens nach
fünf Jahren in ein solches auf Lebenszeit umzuwandeln, wenn die
kirchenbeamtenrechtlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Die
Frist verlängert sich um die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienst-
bezüge.

§ 9

Wirksamkeit der Ernennung

(1) Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändigung der Er-
nennungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich
ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Ernennung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit unwirksam.

(2) Mit der Ernennung erlischt ein privatrechtliches Arbeitsver-
hältnis zum Dienstherrn.

§ 10

Nichtigkeit der Ernennung

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer unzuständi-
gen Stelle ausgesprochen worden ist. Die Ernennung ist von Anfang
an als wirksam anzusehen, wenn die zuständige Stelle sie schriftlich
genehmigt.

(2) Die Ernennung ist auch nichtig, wenn sie ohne die kirchenge-
setzlich vorgeschriebene Mitwirkung einer anderen Stelle ausgespro-
chen worden ist. Die Ernennung ist von Anfang an als wirksam an-
zusehen, wenn die andere Stelle sie schriftlich genehmigt.

(3) Die Ernennung ist ferner nichtig, wenn die ernannte Person
zum Zeitpunkt der Ernennung
1. nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in

Deutschland oder einer der Evangelischen Kirche in Deutschland
angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21 Abs. 4 der Grundord-
nung der Evangelischen Kirche in Deutschland) war und eine Be-
freiung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 nicht erteilt worden ist, oder

2. ganz oder teilweise unter Betreuung nach den Vorschriften des
Bürgerlichen Gesetzbuches stand.
(4) Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, ist dieser

der ernannten Person mitzuteilen und ihr jede weitere Führung der
Dienstgeschäfte zu untersagen, bei Nichtigkeit nach Absatz 1 oder 2
aber erst, wenn die Genehmigung versagt worden ist.

§ 11

Rücknahme der Ernennung

(1) Die Ernennung ist zurückzunehmen, wenn
1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeige-

führt wurde,
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2. nicht bekannt war, dass die ernannte Person ein Verbrechen oder
ein Vergehen begangen hatte, das sie für die Berufung in das Kir-
chenbeamtenverhältnis unwürdig erscheinen lässt oder

3. die ernannte Person im Zeitpunkt der Ernennung nicht die Fähig-
keit zur Bekleidung kirchlicher oder anderer öffentlicher Ämter
hatte.
(2) Die Ernennung kann zurückgenommen werden, wenn nicht

bekannt war, dass die ernannte Person in einem rechtlich geordneten
Verfahren aus einem kirchlichen oder anderen öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis entfernt worden war oder ihr die Versorgungsbezüge
oder die mit der Ordination verliehenen Rechte aberkannt worden
waren.

(3) Die für die Ernennung zuständige Stelle kann die Rücknahme
nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Kenntnis des Rück-
nahmegrundes erklären. Vor der Rücknahme ist die ernannte Person
zu hören. Die Erklärung ist ihr innerhalb der Frist unter Angabe der
Gründe zuzustellen.

§ 12

Unwirksamkeit der Ernennung, Amtshandlungen

(1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur Folge, dass die
Ernennung von Anfang an unwirksam ist. Die gezahlten Dienstbe-
züge können belassen werden.

(2) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenommen wor-
den, so sind die bis zu der Untersagung (§ 10 Abs. 4) oder bis zur
Zustellung der Rücknahmeerklärung (§ 11 Abs. 3) vorgenommenen
Amtshandlungen der ernannten Person in gleicher Weise gültig, als
wenn sie eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter ausgeführt
hätte.

§ 13

Beförderung, Durchlaufen von Ämtern

(1) Beförderung ist eine Ernennung, durch die ein anderes Amt
mit höherem Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung verlie-
hen wird. Einer Beförderung steht es gleich, wenn ohne Änderung der
Amtsbezeichnung ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt
übertragen wird; dies gilt auch, wenn kein anderes Amt übertragen
wird.

(2) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 8 Abs. 1 vor-
zunehmen.

(3) Eine Beförderung ist nicht zulässig
1. während der Probezeit,
2. vor Ablauf eines Jahres nach der Anstellung,
3. vor Ablauf eines Jahres nach der letzten Beförderung, es sei denn,

dass das bisherige Amt nicht durchlaufen zu werden braucht.
(4) Ämter, die bei regelmäßiger Gestaltung der Laufbahn zu durch-

laufen sind, sollen nicht übersprungen werden.
(5) Die oberste Dienstbehörde kann in den Fällen des Absatzes 3

Nr. 1 und 2 Ausnahmen zulassen, wenn ein Ausgleich für berufliche
Verzögerungen, die durch die Geburt oder die tatsächliche Betreuung
oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren eintreten würden, geschaffen
werden soll. Entsprechendes gilt für den Ausgleich beruflicher Ver-
zögerungen infolge der tatsächlichen Pflege eines nach ärztlichem Gut-
achten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen.

(6) Ein Rechtsanspruch auf Beförderung besteht nicht.

Kapitel 3 Laufbahnen und Amtsbezeichnungen

§ 14

Laufbahnbestimmungen

(1) Das Nähere über Laufbahnen, Beförderungsmöglichkeiten,
Aus- und Vorbildung, Prüfungen und Probezeiten im Sinne des Lauf-

bahnrechts können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse durch Rechts-
verordnung je für ihren Bereich regeln.

(2) Wenn Regelungen nach Absatz 1 nicht getroffen werden, sind
die Vorschriften der Bundeslaufbahnverordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung entsprechend anzuwenden.

§ 15

Amtsbezeichnungen

(1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten werden von der Evangelischen Kirche in Deutschland,
den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen je für
ihren Bereich geregelt.

(2) Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt ver-
wendet wird, das eine bestimmte Befähigung voraussetzt und einen
bestimmten Aufgabenkreis umfasst, darf nur Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten verliehen werden, die ein solches Amt bekleiden.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand führen
die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „im Wartestand“ („i.W.“), sol-
che im Ruhestand mit dem Zusatz „im Ruhestand“ („i.R.“).

(4) Die oberste Dienstbehörde kann früheren Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten erlauben, die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz
„außer Dienst“ („a. D.“) sowie die im Zusammenhang mit dem Amt
verliehenen Titel zu führen. Die Erlaubnis kann widerrufen werden,
wenn die frühere Kirchenbeamtin oder der frühere Kirchenbeamte
sich ihrer als nicht würdig erweist.

Kapitel 4 Personalakten

§ 16

Personalaktenführung

(1) Über jede Kirchenbeamtin und jeden Kirchenbeamten ist ei-
ne Personalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln und vor
unbefugter Einsicht zu schützen.

(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die Kirchenbe-
amtin oder den Kirchenbeamten betreffen, soweit sie mit dem Dienst-
verhältnis in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen;
hierzu gehören auch in Dateien gespeicherte, personenbezogene
Daten (Personalaktendaten). Unterlagen, die besonderen, von der Per-
son und dem Dienstverhältnis sachlich zu trennenden Zwecken die-
nen, insbesondere Prüfungsakten, sind nicht Bestandteil der Personal-
akten. Wird die Personalakte in Grund- und Teilakten gegliedert, so
ist in die Grundakte ein vollständiges Verzeichnis aller Teilakten auf-
zunehmen. Ist die Führung von Nebenakten erforderlich, ist auch dies
in der Grundakte zu vermerken.

(3) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personalver-
waltung oder Personalwirtschaft verwendet werden. Soweit in diesem
Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist, richten sich Verarbeitung
und Nutzung sowie die Übermittlung der Personalaktendaten nach
dem Kirchengesetz über den Datenschutz in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu Beschwer-
den, Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungünstig sind oder
ihnen nachteilig werden können, vor deren Aufnahme in die Perso-
nalakte zu hören; ihre Äußerung ist zur Personalakte zu nehmen.
Anonyme Schreiben dürfen nicht in die Personalakte aufgenommen
werden.

(5) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und Bewertun-
gen sind, falls sie
1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit Zustimmung

der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten unverzüglich aus
der Personalakte zu entfernen und zu vernichten,

2. für die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ungünstig sind
oder ihr oder ihm nachteilig werden können, auf eigenen Antrag
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nach drei Jahren zu entfernen und zu vernichten; dies gilt nicht
für dienstliche Beurteilungen.

Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 wird durch erneute Sachverhalte im Sinne
dieser Vorschrift oder durch die Einleitung eines Straf-, Disziplinar-
oder Lehrbeanstandungsverfahrens unterbrochen. Stellt sich der er-
neute Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus, gilt die Frist als
nicht unterbrochen.

(6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Bestandteil einer
Disziplinarakte sind, sowie Auskünfte aus dem Bundeszentralregister
sind mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
nach drei Jahren zu entfernen und zu vernichten. Absatz 5 Satz 2 und
3 gilt entsprechend.

(7) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
die Fristen nach Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 6 Satz 1 durch Kir-
chengesetz verlängern.

§ 17

Einsichts- und Auskunftsrecht

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Be-
endigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in
ihre vollständige Personalakte. Dies gilt ebenso für die von ihnen be-
auftragten Ehepartnerinnen, Ehepartner, Kinder und Eltern.

(2) Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebe-
ne, Erbinnen und Erben, wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft ge-
macht wird, und für deren Bevollmächtigte.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf
Einsicht auch in andere Schriftstücke, die personenbezogene Daten
über sie enthalten und für ihr Dienstverhältnis verarbeitet oder ge-
nutzt werden, soweit kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten mit Daten Dritter oder mit Daten, die
nicht personenbezogen sind und deren Kenntnis die Wahrnehmung
des kirchlichen Auftrags gefährden könnte, derart verbunden sind, dass
ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Auf-
wand möglich ist. In diesem Fall ist den Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten Auskunft zu erteilen. Das Recht auf Einsicht in die
Ausbildungs- und Prüfungsakten regeln die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich.

(4) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Einsicht
gewährt wird. Soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen,
können auf Kosten der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
Kopien gefertigt werden.

(5) Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Einsicht gleich;
insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.

(6) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, unterliegen
der Amtsverschwiegenheit nach § 24.

(7) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Disziplinarverfahrens
und die Unterrichtung über die Erhebung und Speicherung perso-
nenbezogener Daten für diese Akten regelt das Disziplinarrecht.

Teil 3 Amt und Rechtsstellung

Kapitel 1 Pflichten

§ 18

Grundbestimmung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihren Dienst in
Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach den Ordnungen der Kir-
che auszuüben. Sie haben die ihnen obliegenden Pflichten mit voller
Hingabe, treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen. Sie haben
sich innerhalb und außerhalb des Dienstes so zu verhalten, dass das

Vertrauen in ihre pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaub-
würdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht beein-
trächtigt wird.

§ 19

Gelöbnis

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben folgendes
Gelöbnis abzulegen:

„Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrauten Dienst in Bindung an
Schrift und Bekenntnis und nach den Ordnungen der Kirche aus-
zuüben, die mir obliegenden Pflichten mit voller Hingabe, treu,
uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen und mein Leben so zu
führen, dass das Vertrauen in meine pflichtgemäße Amtsführung
gewahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirch-
lichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird.“
(2) Das Gelöbnis soll bei der erstmaligen Ernennung abgelegt wer-

den.

§ 20

Beratungs- und Gehorsamspflicht

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Vorgesetzten
zu beraten und zu unterstützen. Sie sind verpflichtet, die von diesen
erlassenen Anordnungen und allgemeinen Richtlinien zu befolgen.
Dies gilt nicht für Anordnungen, deren Ausführung erkennbar Schrift
und Bekenntnis widersprechen würde oder erkennbar strafbar oder
ordnungswidrig ist. Es gilt ferner nicht in Fällen, in denen Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamte nach besonderer gesetzlicher Vor-
schrift nur dem Gesetz unterworfen und an Anordnungen nicht ge-
bunden sind.

§ 21

Verantwortlichkeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind für die Recht-
mäßigkeit ihrer dienstlichen Handlungen verantwortlich.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Bedenken ge-
gen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen unverzüglich bei
der oder dem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu machen. Wird
die Anordnung aufrechterhalten, so haben sie sich, wenn ihre Beden-
ken gegen die Rechtmäßigkeit fortbestehen, an die nächsthöhere Vor-
gesetzte oder den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt
diese oder dieser die Anordnung schriftlich, so muss sie ausgeführt
werden; § 20 bleibt unberührt. Von der eigenen Verantwortung sind
die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in diesem Fall befreit.

(3) Verlangt die oder der unmittelbare Vorgesetzte die sofortige
Ausführung der Anordnung mit der Begründung, diese sei wegen Ge-
fahr im Verzuge unaufschiebbar, so gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 ent-
sprechend.

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die von einem der
in § 2 Abs. 1 Satz 2 genannten Dienstherren ernannt sind, genügen
ihrer Pflicht nach Absatz 2 Satz 2, indem sie ihre Bedenken demje-
nigen Organ vortragen, das ihren Dienstherrn im Rechtsverkehr ver-
tritt.

§ 22

Beschränkung bei Vornahme von Amtshandlungen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen in dienst-
lichen Angelegenheiten, an denen sie selbst oder Angehörige beteiligt
sind, nicht tätig werden. Dies gilt nicht für geistliche Amtshandlun-
gen.

(2) Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die nach
den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes als
Angehörige anzusehen sind.
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§ 23

Verbot der Weiterführung von Dienstgeschäften

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle
kann einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchenbeamten aus zwin-
genden dienstlichen Gründen die Führung der Dienstgeschäfte ganz
oder teilweise verbieten. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum Ab-
lauf von drei Monaten gegen die Kirchenbeamtin oder den Kirchen-
beamten ein Disziplinarverfahren oder ein auf Rücknahme der Er-
nennung oder auf Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses oder
Entlassung gerichtetes Verfahren eingeleitet worden ist.

(2) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte soll vor Erlass
des Verbots gehört werden.

§ 24

Amtsverschwiegenheit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Be-
endigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, über die ihnen bei ihrer
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienst-
lichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen ohne Einwil-
ligung der obersten Dienstbehörde, der letzten obersten Dienst-
behörde oder der von ihr bestimmten Stelle über Angelegenheiten
nach Absatz 1 Satz 1 weder vor Gericht noch außergerichtlich aus-
sagen oder Erklärungen abgeben. Die Einwilligung kann versagt wer-
den, wenn durch die Aussage besondere kirchliche Interessen gefähr-
det würden.

§ 25

Übergabe amtlicher Unterlagen und Gegenstände

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Been-
digung des Kirchenbeamtenverhältnisses, auf Verlangen der oder des
Dienstvorgesetzten, der oder des letzten Dienstvorgesetzten oder der
von dieser oder diesem bestimmten Stelle amtliche Schriftstücke, Auf-
zeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge und Gegenstände
mit Bezug zu dienstlichen Vorgängen herauszugeben. Die gleiche Ver-
pflichtung trifft ihre Hinterbliebenen, Erbinnen und Erben.

§ 26

Annahme von Zuwendungen

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen, auch nach Been-
digung des Kirchenbeamtenverhältnisses, persönliche Zuwendungen
in Bezug auf ihr Amt nur mit Zustimmung der obersten Dienst-
behörde, der letzten obersten Dienstbehörde oder der von ihr be-
stimmten Stelle annehmen. Das Nähere können die Evangelische Kir-
che in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich regeln.

§ 27

Politische Betätigung und Mandatsbewerbung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben bei politischer
Betätigung und bei Äußerungen zu Fragen des öffentlichen Lebens
die Mäßigung und Zurückhaltung zu üben, welche die Rücksicht auf
ihr Amt gebietet.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Vereini-
gung nicht unterstützen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu ihrem
Amt treten oder in der Ausübung des Dienstes wesentlich behindert
werden.

(3) Die Rechtsfolgen einer Mandatsbewerbung und der Ausübung
eines Mandats in einem Gesetzgebungsorgan oder einem kommuna-
len Vertretungsorgan oder der Wahl zur kommunalen Wahlbeamtin
oder zum kommunalen Wahlbeamten regeln die Evangelische Kirche
in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz.

§ 28

Arbeitszeit

(1) Die Arbeitszeit regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet,
ohne Vergütung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu
tun, wenn dienstliche Verhältnisse dies erfordern und sich die Mehr-
arbeit auf Ausnahmefälle beschränkt. Ein Ausgleich von Mehrarbeit
kann im Rahmen der Bestimmungen nach Absatz 1 vorgesehen wer-
den.

§ 29

Fernbleiben vom Dienst

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen dem Dienst
nicht ohne Einwilligung fernbleiben, es sei denn, dass sie wegen
Krankheit oder aus anderen zwingenden Gründen daran gehindert
sind, ihre Dienstpflichten zu erfüllen. Sie haben die Verhinderung
unverzüglich anzuzeigen. Die Dienstunfähigkeit wegen Krankheit ist
auf Verlangen nachzuweisen.

(2) Bleiben Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte schuldhaft
ihrem Dienst fern, so verlieren sie für die Dauer der Abwesenheit den
Anspruch auf Dienstbezüge. Die oberste Dienstbehörde stellt den Ver-
lust der Dienstbezüge fest und teilt dies der Kirchenbeamtin oder dem
Kirchenbeamten mit. Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wird
dadurch nicht ausgeschlossen.

§ 30

Wohnung und Aufenthalt

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Woh-
nung so zu nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung
ihrer Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt werden.

(2) Wenn dienstliche Verhältnisse es erfordern, so können sie an-
gewiesen werden, ihre Wohnung innerhalb einer bestimmten Entfer-
nung von ihrer Dienststelle zu nehmen oder eine Dienstwohnung zu
beziehen.

(3) Wenn dienstliche Verhältnisse es dringend erfordern, so kön-
nen sie angewiesen werden, sich während der dienstfreien Zeit so in
der Nähe ihres Dienstortes aufzuhalten, dass sie leicht erreicht wer-
den können.

§ 31

Mitteilung von strafrechtlichen Verfahren

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihrer oder ihrem
Dienstvorgesetzten mitzuteilen, wenn in einem strafrechtlichen Ver-
fahren Anklage gegen sie erhoben oder Strafbefehl erlassen wird. Sie
haben das Ergebnis eines solchen Verfahrens anzuzeigen und die straf-
gerichtliche Entscheidung vorzulegen.
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§ 32

Amtspflichtverletzungen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten verletzen ihre Amts-
pflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft ge-
gen ihnen obliegende Pflichten verstoßen.

(2) Die Folgen von Amtspflichtverletzungen nach Absatz 1 rich-
ten sich nach dem Disziplinarrecht.

§ 33

Schadensersatz

(1) Verletzen Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte vorsätz-
lich oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so haben sie dem
Dienstherrn den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Dasselbe
gilt, wenn der Dienstherr einem anderen Schadensersatz zu leisten hat,
weil eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter die Amtspflicht
verletzt hat.

(2) Haben mehrere Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte den
Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamtschuldnerisch.

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei Jahren von dem
Zeitpunkt an, in dem der Dienstherr Kenntnis von dem Schaden und
der Person der oder des Ersatzpflichtigen erlangt hat, ohne Rücksicht
auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der Handlung
an.

(4) Leistet die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte dem
Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Erstattungsanspruch gegen
einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die Kirchenbeamtin oder den
Kirchenbeamten abzutreten.

Kapitel 2 Rechte

§ 34

Fürsorgepflicht des Dienstherrn

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf Für-
sorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Behinderungen ihres
Dienstes und ungerechtfertigte Angriffe auf ihre Person in Schutz zu
nehmen.

§ 35

Unterhalt

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Anspruch auf
angemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, insbesondere durch
Gewährung von Besoldung und Versorgung sowie von Beihilfen in
Krankheits- und Pflegefällen. Das Nähere sowie die Erstattung von
Reise- und Umzugskosten regeln die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je
für ihren Bereich. Die Regelung der Besoldung und Versorgung be-
darf eines Kirchengesetzes.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, Ansprüche auf Dienstbezüge nur
insoweit abtreten, als sie der Pfändung unterliegen. Der Dienstherr
kann ein Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber An-
sprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend machen, als sie
pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit ein Anspruch
auf Schadenersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht.

§ 36

Abtretung von Schadensersatzansprüchen

(1) Werden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte oder deren
Angehörige körperlich verletzt oder getötet, so werden Leistungen, zu

denen der Dienstherr während einer auf der Körperverletzung beru-
henden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge der Körperver-
letzung oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn gesetz-
liche Ansprüche gegen Dritte auf Schadensersatz wegen der Körper-
verletzung oder der Tötung bis zur Höhe der Leistung des Dienstherrn
Zug um Zug abgetreten werden.

(2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht zum Nach-
teil der berechtigten Person geltend gemacht werden.

§ 37

Schäden bei Ausübung des Dienstes

(1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein Dienstunfall
eingetreten ist, Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die übli-
cherweise bei Wahrnehmung des Dienstes mitgeführt werden, be-
schädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so kann ge-
gen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche Ersatz geleistet werden.

(2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden durch ein vor-
sätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten der Kirchenbeamtin oder
des Kirchenbeamten herbeigeführt worden ist.

§ 38

Urlaub

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten steht jährlich Er-
holungsurlaub unter Fortgewährung der Leistungen des Dienstherrn
zu.

(2) Aus besonderen Anlässen kann ihnen Sonderurlaub gewährt
werden.

(3) Zur Ausübung des Amtes als Mitglied verfassungsmäßiger
kirchlicher Organe bedürfen sie keines Urlaubs. Müssen sie zur Aus-
übung eines solchen Amtes dem Dienst fernbleiben, so haben sie dies
der oder dem Dienstvorgesetzten vorher anzuzeigen.

(4) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich durch Rechtsverordnung.

§ 39

Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz,

Arbeitsschutz, Schwerbehindertenrecht

Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, Elternzeit,
Jugendarbeitsschutz, Arbeitsschutz und für die Schwerbehinderten
sind anzuwenden, soweit diese unmittelbar gelten. Im Übrigen gel-
ten die Regelungen für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte ent-
sprechend, soweit nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich andere Regelungen treffen.

§ 40

Dienstzeugnis

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben nach Beendigung
des Kirchenbeamtenverhältnisses, im Übrigen bei Nachweis eines be-
rechtigten Interesses, einen Anspruch auf Erteilung eines Dienstzeug-
nisses über die Art und Dauer der von ihnen bekleideten Ämter durch
die letzte Dienstvorgesetzte oder den letzten Dienstvorgesetzten. Das
Dienstzeugnis muss auf Verlangen auch über die ausgeübte Tätigkeit
und die Leistungen Auskunft geben.
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Kapitel 3 Personalentwicklung

§ 41

Förderung, Fortbildung

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sorgen nach Maßgabe ihres
Rechts für die Förderung und Entwicklung der Gaben ihrer Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach Maßgabe
der jeweils geltenden Bestimmungen der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse berechtigt und verpflichtet, an Maßnahmen zur Personal-
entwicklung, insbesondere zur Fortbildung, teilzunehmen.

§ 42

Beurteilung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte werden nach Maßgabe
des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen oder der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse beurteilt.

Kapitel 4 Nebentätigkeiten

§ 43

Grundbestimmung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Nebentätig-
keit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches oder kirch-
liches Ehrenamt) nur übernehmen, wenn dies mit ihrem Amt und mit
der gewissenhaften Erfüllung ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und
kirchliche Interessen nicht entgegenstehen.

§ 44

Angeordnete Nebentätigkeiten

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, auf
Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten oder der obersten Dienst-
behörde eine Nebentätigkeit im kirchlichen Interesse auch ohne Ver-
gütung zu übernehmen, soweit sie die erforderliche Eignung dafür be-
sitzen und die Übernahme ihnen zugemutet werden kann.

(2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des Wartestandes oder
mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses endet die Ne-
bentätigkeit nach Absatz 1, wenn im Einzelfall nichts anderes be-
stimmt wird.

§ 45

Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die aus einer auf Ver-
langen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder ihres Dienstvorge-
setzten oder ihrer obersten Dienstbehörde übernommenen Tätigkeit
in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan einer juristischen Person haft-
bar gemacht werden, haben gegen den Dienstherrn Anspruch auf Er-
satz eines ihnen entstandenen Schadens. Ist der Schaden vorsätzlich
oder grob fahrlässig herbeigeführt worden, so ist der Dienstherr nur
dann ersatzpflichtig, wenn die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte auf Verlangen einer oder eines Vorgesetzten gehandelt hat.

§ 46

Einwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte bedürfen zur Über-
nahme einer Nebentätigkeit der Einwilligung durch die oberste Dienst-

behörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Die Einwilligung kann be-
dingt, befristet, widerruflich oder mit Auflagen versehen erteilt wer-
den. Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit ist unverzüglich
anzuzeigen.

(2) Die Einwilligung ist zu versagen oder zu widerrufen, wenn die
Voraussetzungen des § 43 nicht oder nicht mehr vorliegen. Ein Ver-
sagungs- oder Widerrufsgrund liegt insbesondere vor, wenn zu besor-
gen ist, dass die Nebentätigkeit
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Kirchenbeamtin oder

des Kirchenbeamten so stark in Anspruch nimmt, dass die gewis-
senhafte Erfüllung der Dienstpflichten behindert werden kann,

2. die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in einen Widerstreit
mit den Dienstpflichten bringen kann,

3. geeignet ist, dem Ansehen der Kirche und der Glaubwürdigkeit
ihres Dienstes zu schaden.

§ 47

Nichteinwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten

(1) Keiner Einwilligung und keiner Anzeige bedürfen folgende
Nebentätigkeiten:
1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft bei

Angehörigen,
2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von Angehörigen,
3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Kirchenbeam-

tin oder des Kirchenbeamten unterliegenden Vermögens,
4. die Tätigkeit in Vereinigungen zur Wahrung von Berufsinteressen

oder anderen Berufsverbänden,
5. die Übernahme von Ehrenämtern,
6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische, wissenschaft-

liche, künstlerische oder Vortragstätigkeit,
7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbstständige Gutachtertätigkeit.

(2) Keiner Einwilligung, aber einer Anzeige bedürfen Nebentätig-
keiten nach Absatz 1 Nr. 6 und 7, wenn sie nicht nur gelegentlich aus-
geübt werden.

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle
kann aus begründetem Anlass verlangen, dass die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte über eine Nebentätigkeit nach Absatz 1 oder
2, insbesondere über deren Art und Umfang, schriftlich Auskunft er-
teilt.

(4) Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentätigkeit nach
Absatz 1 und 2 ist von der obersten Dienstbehörde oder der von ihr
bestimmten Stelle zu untersagen, wenn ein Versagungsgrund nach § 46
Abs. 2 gegeben ist. Sofern es zur sachgerechten und gewissenhaften
Erfüllung der Dienstpflichten erforderlich ist, kann die Nebentätig-
keit auch bedingt, befristet, widerruflich oder unter Auflagen gestat-
tet werden.

§ 48

Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten

Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 notwendigen Regelungen kön-
nen die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Rechts-
verordnung treffen. In der Rechtsverordnung kann insbesondere be-
stimmt werden,
1. ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme durch eine oder mehrere

Nebentätigkeiten die Voraussetzung des § 46 Abs. 2 Nr. 1 in der
Regel als erfüllt gilt,

2. ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte mit
Dienstbezügen verpflichtet sind, die Vergütungen aus Neben-
tätigkeiten ganz oder teilweise an den Dienstherrn abzuführen;

3. dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dem Dienstherrn
unverzüglich nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine Ab-
rechnung über die Vergütungen und geldwerten Vorteile aus Ne-
bentätigkeiten vorzulegen haben;
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4. unter welchen Voraussetzungen Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte zur Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen,
Personal oder Material des Dienstherrn in Anspruch nehmen dür-
fen und in welcher Höhe ein Entgelt hierfür zu entrichten ist.

Teil 4 Veränderungen des Kirchenbeamtenverhältnisses

Kapitel 1 Freistellung (Beurlaubung und Teildienst)

§ 49

Grundbestimmung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können nach Maß-
gabe der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag ohne Be-
soldung von der Pflicht zur Dienstleistung ganz freigestellt werden
(Beurlaubung).

(2) Ihnen kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen
auf ihren Antrag die Arbeitszeit bis zur Hälfte der regelmäßigen
Arbeitszeit ermäßigt werden (Teildienst).

§ 50

Beurlaubung und Teildienst aus familiären Gründen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebens-
zeit oder auf Probe sind, soweit besondere kirchliche oder dienstliche
Interessen nicht entgegenstehen, auf Antrag zu beurlauben, wenn sie
1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder
2. nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige sonstige Angehörige
tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben Voraussetzungen
ist Teildienst zu bewilligen.

(2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn sie mehrfach
gewährt wird, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach § 51
die Dauer von zwölf Jahren nicht überschreiten.

(3) Die Beurlaubung oder der Teildienst nach Absatz 1 sollen auf
Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie der Kirchenbe-
amtin oder dem Kirchenbeamten nicht mehr zugemutet werden kön-
nen und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Wird dem Antrag
stattgegeben, so muss der Widerruf oder die Änderung spätestens sechs
Monate nach der Antragstellung wirksam werden.

(4) Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen die Verbin-
dung zum Dienst und der berufliche Wiedereinstieg durch geeignete
Maßnahmen erleichtert werden.

(5) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
je für ihren Bereich abweichende Regelungen treffen.

§ 51

Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebens-
zeit oder auf Probe können
1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder
2. nach Vollendung des 55. Lebensjahres bis zum Beginn des Ruhe-

standes
beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht
entgegenstehen. Die Beurlaubung darf, auch in Verbindung mit einer
Beurlaubung nach § 50, die Dauer von zwölf Jahren nicht über-
schreiten.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf Le-
benszeit oder auf Probe kann auf Antrag Teildienst bewilligt werden,
soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen.
Der Teildienst kann der Dauer und dem Umfang nach nachträglich

beschränkt werden, soweit besondere dienstliche oder kirchliche In-
teressen dies erfordern.

(3) Die Beurlaubung und der Teildienst nach den Absätzen 1 und
2 sollen auf Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie der
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten nicht mehr zugemutet
werden können und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.

(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
je für ihren Bereich Regelungen über den Altersteildienst treffen.

§ 52

Informationspflicht und Benachteiligungsverbot

(1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst beantragt, so sind
die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten schriftlich auf die sich
daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen.

(2) Teildienst darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchti-
gen; eine unterschiedliche Behandlung von Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten im Teildienst gegenüber solchen mit regelmäßiger
Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwingende sachliche Gründe sie
rechtfertigen.

§ 53

Nebentätigkeit während der Freistellung

Während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes dürfen nur sol-
che Nebentätigkeiten ausgeübt werden, die dem Zweck der Beurlau-
bung oder des Teildienstes nicht zuwiderlaufen.

§ 54

Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung

(1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten die mit dem ihnen verliehenen Amt
verbundenen oder persönlich übertragenen Aufgaben. Das Dienst-
verhältnis dauert fort; alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt der Be-
urlaubung erworben waren, bleiben gewahrt. Die besoldungs- und ver-
sorgungsrechtlichen Vorschriften über die Berücksichtigung von Zei-
ten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge bleiben unberührt.

(2) Während einer Beurlaubung unterstehen die Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten dem Disziplinarrecht ihres Dienstherrn.

(3) Ein Anspruch auf Leistungen der Krankenfürsorge während
der Zeit einer Beurlaubung richtet sich nach den Regelungen, die die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich treffen.

§ 55

Verfahren

(1) Über eine Beurlaubung oder einen Teildienst und die damit
verbundenen Regelungen entscheidet die oberste Dienstbehörde oder
die von ihr bestimmte Stelle.

(2) Die Beurlaubung oder der Teildienst beginnen, wenn kein an-
derer Tag festgesetzt wird, mit dem Ablauf des Monats, in dem der
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die Entscheidung mitge-
teilt wird. Bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Schul- und
Hochschuldienst sollen der Beginn und das Ende einer Freistellung
oder eine Änderung derselben jeweils auf den Beginn und das Ende
eines Schulhalbjahres oder eines Semesters festgesetzt werden.

(3) Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung oder eines
Teildienstes ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der Freistellung
zu stellen.
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Kapitel 2 Abordnung, Zuweisung, Versetzung und Umwandlung

§ 56

Abordnung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn ein
dienstliches Bedürfnis besteht, ganz oder teilweise zu einer ihrem Amt
entsprechenden Tätigkeit an eine andere Dienststelle abgeordnet wer-
den.

(2) Aus dienstlichen Gründen können Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte ganz oder teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt ent-
sprechenden Tätigkeit abgeordnet werden, wenn ihnen die Wahr-
nehmung der neuen Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbildung oder Be-
rufsausbildung zuzumuten ist. Dabei ist auch die Abordnung zu ei-
ner Tätigkeit, die nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundgehalt
entspricht, zulässig. Die Abordnung nach den Sätzen 1 und 2 bedarf
der Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten und
der obersten Dienstbehörde, wenn sie die Dauer von zwei Jahren über-
steigt.

(3) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf der Ein-
willigung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten und der ober-
sten Dienstbehörde. Abweichend von Satz 1 ist die Abordnung auch
ohne Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
zulässig, wenn die neue Tätigkeit einem Amt mit demselben End-
grundgehalt auch einer gleichwertigen oder anderen Laufbahn ent-
spricht und die Abordnung die Dauer von zwei Jahren nicht über-
steigt.

(4) Für die Dauer der Abordnung finden die Vorschriften des ab-
ordnenden Dienstherrn weiterhin Anwendung, wenn die beteiligten
Dienstherren nichts anderes vereinbaren. Zur Zahlung der Dienstbe-
züge ist auch der Dienstherr verpflichtet, zu dem die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte abgeordnet ist.

§ 57

Zuweisung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können im kirchli-
chen Interesse mit ihrer Einwilligung befristet oder unbefristet einer
Einrichtung oder einem Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereichs
dieses Kirchengesetzes zugewiesen werden.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten einer Dienststelle,
die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organisierte Ein-
richtung der Kirche oder der Diakonie umgebildet wird, kann auch
ohne ihre Zustimmung eine ihrem Amt entsprechende Tätigkeit bei
dieser Einrichtung zugewiesen werden, wenn ein besonderes kirch-
liches Interesse dies erfordert.

(3) Die Rechtsstellung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten bleibt unberührt. Der Einrichtung oder dem Dienstherrn nach
den Absätzen 1 und 2 können Dienstvorgesetzten- und Vorgesetz-
tenbefugnisse übertragen werden; ausgenommen sind die Befugnisse
nach §§ 56 bis 85.

(4) Bei der Zuweisung ist zu entscheiden, ob die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte die Planstelle verliert. Im Falle der Zuweisung
unter Verlust der Planstelle erfolgt nach Beendigung der Zuweisung
eine Einweisung in eine der früheren entsprechenden Planstelle. § 60
Abs. 1 gilt entsprechend.

(5) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter aus
einer Zuweisung nach den Absätzen 1 oder 2 anderweitig Bezüge,
so werden diese auf die Besoldung angerechnet. In besonderen Fäl-
len kann die oberste Dienstbehörde von der Anrechnung ganz
oder teilweise absehen.

(6) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der
Einwilligung der obersten Dienstbehörde.

§ 58

Versetzung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können versetzt wer-
den, wenn sie dies beantragen oder ein dienstliches Interesse besteht.
Vor einer Versetzung auf Grund eines dienstlichen Interesses sind sie
zu hören. Eine Versetzung bedarf nicht ihrer Einwilligung, wenn das
neue Amt
1. zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und
2. derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört wie das bis-

herige Amt und
3. mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbunden ist; Stel-

lenzulagen gelten dabei nicht als Bestandteile des Grundgehalts.
(2) Einer Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-

amten bei einer Versetzung im Bereich desselben Dienstherrn bedarf
es auch nicht, wenn wegen
1. der Auflösung einer kirchlichen Körperschaft oder
2. einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Aufgaben ei-

ner kirchlichen Körperschaft oder Dienststelle oder bei Zusam-
menlegungen

das bisherige Aufgabengebiet berührt wird. Satz 1 gilt auch, wenn das
neue Amt einer anderen Laufbahn derselben Laufbahngruppe an-
gehört als das bisherige Amt oder die Versetzung zu einem anderen
Dienstherrn innerhalb der Zuständigkeit der obersten Dienstbehörde
erfolgt. Vor der Versetzung sind die Beteiligten zu hören. § 60 Abs. 1
bleibt unberührt.

(3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn in den Fällen der Absätze
1 und 2 wird die Versetzung von dem abgebenden im Einverständnis
mit dem aufnehmenden Dienstherrn und mit Einwilligung der ober-
sten Dienstbehörde verfügt; das Einverständnis ist schriftlich zu er-
klären. In der Versetzungsverfügung ist zum Ausdruck zu bringen, dass
das Einverständnis vorliegt. Das Kirchenbeamtenverhältnis wird mit
dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; dieser tritt an die Stelle des bis-
herigen. Auf die Rechtsstellung der Versetzten sind die im Bereich des
neuen Dienstherrn geltenden Vorschriften anzuwenden.

(4) Besitzen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten nicht
die Befähigung für die andere Laufbahn, so haben sie an Maßnahmen
für den Erwerb der neuen Befähigung teilzunehmen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte, denen noch kein Amt verliehen worden ist, entspre-
chend.

§ 59

Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses

Das Kirchenbeamtenverhältnis Ordinierter kann in ein Pfarr-
dienstverhältnis umgewandelt werden, wenn ein dienstliches Inte-
resse besteht. In diesem Fall wird das Kirchenbeamtenverhältnis als
Pfarrdienstverhältnis fortgesetzt. Die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten sind vorher zu hören, wenn sie die Umwandlung nicht
beantragt haben.

Kapitel 3 Wartestand

§ 60

Voraussetzungen für die Versetzung in den Wartestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit können in den Wartestand versetzt werden, wenn kirchliche
Körperschaften oder Dienststellen aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in
ihren Aufgaben wesentlich geändert oder mit anderen zusammenge-
legt werden und die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte weder
weiterverwendet noch nach § 58 Abs. 2 versetzt werden kann.

(2) Die Versetzung in den Wartestand ist nur innerhalb von drei
Monaten nach dem In-Kraft-Treten der Maßnahme nach Absatz 1
zulässig.
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(3) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann vorsehen,
dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf
Zeit in den Wartestand versetzt werden können, wenn ein gedeih-
liches Wirken in dem bisherigen Amt nicht gewährleistet ist und sie
weder weiterverwendet noch versetzt werden können.

§ 61

Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren

(1) Die Versetzung in den Wartestand wird von der obersten
Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle verfügt. Die Ver-
fügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten zuzustel-
len. Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zurückgenommen wer-
den.

(2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfügung ein spä-
terer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem Ende des Monats, in dem der
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die Versetzung in den
Wartestand mitgeteilt wird.

(3) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die Versetzung in
den Wartestand nicht beendet. Die Kirchenbeamtin oder der Kir-
chenbeamte verliert jedoch mit dem Beginn des Wartestandes die
Planstelle. In den Wartestand Versetzte erhalten Wartestandsbezüge
nach Maßgabe der jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestim-
mungen.

(4) Mit Beginn des Wartestands tritt für Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte nach § 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen
Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche.

§ 62

Verwendung im Wartestand

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle
kann Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Wartestand je-
derzeit einen Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben, die
ihrer Vorbildung entsprechen, erteilen. Die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten sind verpflichtet, diesem Auftrag Folge zu leisten.
Auf die persönlichen Verhältnisse ist in angemessenen Grenzen Rück-
sicht zu nehmen.

(2) Bleiben sie entgegen der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2
schuldhaft dem Dienst fern, so verlieren sie für die Zeit des Fernblei-
bens den Anspruch auf etwaige Bezüge aus diesem Dienst und auf
Wartestandsbezüge.

(3) Werden Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Warte-
stand voll beschäftigt, so werden die ihnen aus der Beschäftigung zu-
stehenden Bezüge auf die Wartestandsbezüge angerechnet.

§ 63

Wiederverwendung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand können
vor Vollendung des 63. Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst be-
rufen werden. Sie sind verpflichtet, einer erneuten Berufung zum
Dienst Folge zu leisten, wenn ihnen Besoldung nach der Besoldungs-
gruppe gewährt wird, aus der sich die Wartestandsbezüge errechnen.
§ 62 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 64

Versetzung in den Ruhestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit im
Wartestand können mit ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhestand
versetzt werden. In den Fällen des § 60 Abs. 1 können sie mit dem Ab-
lauf des Monats, in dem eine dreijährige Wartestandszeit endet, auch

gegen ihren Willen in den Ruhestand versetzt werden. In den Fällen
des § 60 Abs. 3 sind sie mit dem Ablauf des Monats, in dem eine drei-
jährige Wartestandszeit endet, in den Ruhestand zu versetzen.

(2) Der Lauf der Fristen nach Absatz 1 wird durch einen Auftrag
nach § 62 Abs. 1 gehemmt.

(3) §§ 65 bis 74 bleiben unberührt.

§ 65

Ende des Wartestandes

Der Wartestand endet
1. mit der erneuten Berufung zum Dienst (§ 63),
2. mit der Versetzung in den Ruhestand (§§ 64, 66 ff) oder
3. mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses (§ 75).

Kapitel 4 Ruhestand

§ 66

Eintritt in den Ruhestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit treten mit dem Ende des Monats, in dem sie das 65. Lebens-
jahr vollenden, in den Ruhestand. Soweit das Recht der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse nichts anderes bestimmt, treten Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamte im Schul- und Hochschuldienst mit Ablauf des
Schulhalbjahres oder des Semesters, in dem sie das 65. Lebensjahr voll-
enden, in den Ruhestand.

(2) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die oberste
Dienstbehörde den Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung der
Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten für eine bestimmte Frist,
die jeweils ein Jahr nicht übersteigen darf, über den Zeitpunkt nach
Absatz 1 hinausschieben, längstens bis zum Ablauf des Monats –
bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Schul- und Hoch-
schuldienst längstens bis zum Ablauf des Schulhalbjahres oder des
Semesters –, in dem das 68. Lebensjahr vollendet wird.

§ 67

Ruhestand vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit können auch ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf eige-
nen Antrag in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie
1. das 63. Lebensjahr vollendet haben oder
2. schwerbehindert im Sinne des staatlichen Schwerbehinderten-

rechts sind und das 60. Lebensjahr vollendet haben.
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch
Rechtsverordnung bestimmen, dass einem Antrag nach Nummer 2
nur entsprochen werden darf, wenn sich die Kirchenbeamtin oder der
Kirchenbeamte unwiderruflich verpflichtet, nicht mehr als einen fest-
zulegenden Höchstbetrag aus Beschäftigungen oder Erwerbstätig-
keiten hinzuzuverdienen.

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
durch Kirchengesetz Altersgrenzen festsetzen, die von den in Absatz
1 genannten Altersgrenzen abweichen.

§ 68

Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie in Folge ihres
körperlichen Zustandes oder aus gesundheitlichen Gründen zur Er-
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füllung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) sind.
Dienstunfähigkeit kann auch dann angenommen werden, wenn we-
gen Krankheit innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate
kein Dienst geleistet wurde und keine Aussicht besteht, dass innerhalb
weiterer sechs Monate wieder volle Dienstfähigkeit erlangt wird.

(2) Von einer Versetzung in den Ruhestand soll abgesehen wer-
den, wenn ein anderes Amt derselben oder einer gleichwertigen Lauf-
bahn mit mindestens demselben Endgrundgehalt übertragen werden
kann und wenn zu erwarten ist, dass die Kirchenbeamtin oder der Kir-
chenbeamte den gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes
genügt; zum Endgrundgehalt gehören auch Amtszulagen und ruhe-
gehaltfähige Stellenzulagen. Zur Vermeidung der Versetzung in den
Ruhestand kann unter Beibehaltung des Amtes auch eine geringer-
wertige Tätigkeit innerhalb derselben Laufbahngruppe übertragen wer-
den, wenn eine anderweitige Verwendung nicht möglich ist und die
Wahrnehmung der neuen Aufgaben unter Berücksichtigung der bis-
herigen Tätigkeit zuzumuten ist.

§ 69

Verfahren bei Dienstunfähigkeit

(1) Beantragt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter im
Falle des § 68 Abs. 1 die Versetzung in den Ruhestand, so wird die
Dienstunfähigkeit dadurch festgestellt, dass die oder der Dienstvorge-
setzte die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in der Regel auf
Grund eines ärztlichen, amtsärztlichen oder vertrauensärztlichen Gut-
achtens für dauernd unfähig erklärt, die Amtspflichten zu erfüllen. Die
für die Versetzung in den Ruhestand zuständige Stelle ist an die Er-
klärung nicht gebunden; sie kann auch andere Beweise erheben.

(2) Beantragt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte im Fal-
le des § 68 Abs. 1 die Versetzung in den Ruhestand nicht, so teilt die
oder der Dienstvorgesetzte der Kirchenbeamtin oder dem Kirchen-
beamten oder der Vertretung nach dem Betreuungsgesetz unter An-
gabe der Gründe mit, dass eine Versetzung in den Ruhestand beab-
sichtigt sei. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte oder die Ver-
tretung nach dem Betreuungsgesetz können innerhalb eines Monats
Einwendungen erheben. Nach Ablauf der Frist entscheidet die für die
Versetzung in den Ruhestand zuständige Stelle mit Einwilligung der
obersten Dienstbehörde über die Versetzung in den Ruhestand. Die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte kann dienstlich verpflichtet
werden, ein ärztliches, amtsärztliches oder vertrauensärztliches Gut-
achten über die Dienstfähigkeit vorzulegen oder sich, falls dies für er-
forderlich gehalten wird, auch ärztlich beobachten zu lassen. Entzieht
sich die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte trotz wiederholter
schriftlicher Aufforderung ohne hinreichenden Grund der Verpflich-
tung, sich untersuchen oder beobachten zu lassen, so kann er oder sie
so behandelt werden, als ob die Dienstunfähigkeit amtsärztlich fest-
gestellt worden wäre.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 werden die Dienstbezüge mit dem
Ende des Monats, in dem die Versetzung in den Ruhestand der Kir-
chenbeamtin oder dem Kirchenbeamten mitgeteilt wird, einbehalten
soweit sie das Ruhegehalt übersteigen.

§ 70

Begrenzte Dienstfähigkeit

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts
anderes bestimmt, soll von der Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit abgesehen werden, wenn die Kirchenbeamtin oder
der Kirchenbeamte unter Beibehaltung des Amtes ihre oder seine
Dienstpflichten noch während mindestens der Hälfte der regelmäßi-
gen Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit).

(2) Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen. Mit
Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten ist auch

eine eingeschränkte Verwendung in einer nicht dem bisherigen Amt
entsprechenden Tätigkeit möglich.

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung der Kirchenbeamtin
oder des Kirchenbeamten nach Absatz 2 soll abgesehen werden, wenn
nach § 68 Abs. 2 ein anderes Amt oder eine geringerwertige Tätigkeit
übertragen werden kann.

(4) § 69 Abs. 2, 3 und § 72 gelten entsprechend.

§ 71

Allgemeine Voraussetzung

Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen voraus, dass ein
Anspruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der jeweils geltenden kir-
chengesetzlichen Bestimmungen gegeben ist.

§ 72

Verfahren und Rechtsfolgen

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für die Ernen-
nung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen einer Abordnung nach
§ 56 erfolgt die Versetzung in den Ruhestand durch den abordnenden
Dienstherrn im Einvernehmen mit dem aufnehmenden Dienstherrn.
Im Falle der Zuweisung nach § 57 wird das Einvernehmen mit der Ein-
richtung oder dem Dienstherrn hergestellt. Besteht neben einem Kir-
chenbeamtenverhältnis auf Zeit ein öffentlich-rechtliches Dienstver-
hältnis bei einem anderen Dienstherrn fort, so erfolgt die Versetzung
in den Ruhestand durch den freistellenden Dienstherrn im Einver-
nehmen mit dem Dienstherrn auf Zeit.

(2) Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbe-
amten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Ruhestandes zurück-
genommen werden.

(3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeitpunkt be-
stimmt ist, beginnt der Ruhestand, abgesehen von den Fällen der
§§ 66 und 67, mit dem Ende des Monats, in dem die Versetzung in
den Ruhestand mitgeteilt wird.

(4) Mit Beginn des Ruhestandes tritt für Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte nach § 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen
Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche.

(5) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten zur Dienstleistung. Sie erhalten Ver-
sorgungsbezüge nach den jeweils geltenden kirchengesetzlichen Be-
stimmungen des Versorgungsrechts. Im Übrigen bleibt ihnen ihre
Rechtsstellung erhalten.

§ 73

Wiederverwendung nach Versetzung in den Ruhestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand kön-
nen vor Vollendung des 63. Lebensjahres, als Schwerbehinderte im
Sinne des staatlichen Schwerbehindertenrechts vor Vollendung des
60. Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst berufen werden, wenn
die Gründe für die Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind; das
gleiche gilt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand,
die nach § 64 in den Ruhestand versetzt wurden, wenn die Gründe
für die Versetzung in den Wartestand weggefallen sind. Sie sind ver-
pflichtet, einer erneuten Berufung in den Dienst Folge zu leisten, wenn
ihnen ein gleichwertiges Amt übertragen werden soll und zu erwarten
ist, dass sie den gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes
genügen. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann auch ein
Amt ihrer früheren Laufbahn mit einer geringerwertigen Tätigkeit
übertragen werden, wenn eine anderweitige Verwendung nicht mög-
lich ist und ihnen die Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Berück-
sichtigung ihrer früheren Tätigkeit zuzumuten ist.

(2) Nach Ablauf von fünf Jahren seit dem Eintritt in den Ruhe-
stand können Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die das
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55. Lebensjahr vollendet haben, nur mit ihrer Zustimmung erneut in
den Dienst berufen werden.

§ 74

Ruhestand bei Kirchenbeamtenverhältnissen auf Probe

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind in
den Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge Krankheit, Verletzung
oder sonstiger Beschädigung, die sie sich ohne grobes Verschulden
bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen haben,
dienstunfähig (§ 68) geworden sind.

(2) Sie können in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie aus
anderen Gründen dienstunfähig geworden sind. Die Entscheidung
trifft die oberste Dienstbehörde.

(3) §§ 68, 69 und 73 finden entsprechende Anwendung.

Teil 5 Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses

§ 75

Grundbestimmung

Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch den Tod durch
1. Entlassung oder
2. Entfernung aus dem Dienst.

§ 76

Entlassung kraft Gesetzes

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft Gesetzes
entlassen, wenn sie
1. aus der Kirche austreten,
2. den Dienst ohne Zustimmung des Dienstherrn aufgeben oder nach

Ablauf einer Beurlaubung trotz Aufforderung durch den
Dienstherrn nicht wieder aufnehmen,

3. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis zu einem
anderen Dienstherrn treten, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist oder die für die Ernennung zuständige Stelle keine an-
dere Regelung trifft,

4. nach dem Pfarrdienstrecht Auftrag und Recht zur öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung verloren haben, so-
weit die Ordination Voraussetzung für ihr bisheriges Amt war.
(2) Die für die Ernennung zuständige Stelle entscheidet darüber,

ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen, und stellt den Tag
der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses fest.

(3) Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung, wenn die Kirchenbe-
amtin oder der Kirchenbeamte mit Einwilligung der obersten Dienst-
behörde im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Kirchenaustritt
Mitglied einer Kirche wird, die mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusam-
menschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht.

§ 77

Entlassung wegen einer Straftat

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach Maßgabe
des Absatzes 2 kraft Gesetzes entlassen, wenn sie in einem ordentli-
chen Strafverfahren durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen ei-
ner vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem
Jahr rechtskräftig verurteilt worden sind.

(2) Die Entlassung aus dem Dienst wird rechtswirksam einen
Monat nach amtlicher Kenntnis der einleitenden Stelle von der
Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils, spätestens einen Monat
nach Zugang der amtlichen Mitteilung bei der einleitenden Stelle,
wenn nicht die einleitende Stelle nach den Bestimmungen des Dis-

ziplinarrechts vor Ablauf dieser Frist aus kirchlichem Interesse ein
Disziplinarverfahren eingeleitet hat oder die Fortsetzung eines bereits
eingeleiteten Disziplinarverfahrens beantragt oder beschlossen wor-
den ist. Es besteht kein Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung
eines Disziplinarverfahrens.

(3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder fortgesetzt, so
tritt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte mit der Einleitung
oder Fortsetzung dieses Verfahrens in den Wartestand, soweit sie oder
er sich nicht bereits auf Grund anderer Regelungen im Warte- oder
Ruhestand befindet.

§ 78

Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens

(1) Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung aus dem
Dienst nach § 77 bewirkt worden ist, in einem strafgerichtlichen Wie-
deraufnahmeverfahren rechtskräftig durch eine Entscheidung ersetzt,
die diese Wirkungen nicht hat, so gilt das Kirchenbeamtenverhältnis
als nicht unterbrochen. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeam-
te wird, sofern die Altersgrenze noch nicht erreicht ist und zumindest
begrenzte Dienstfähigkeit vorliegt, nach Möglichkeit entsprechend der
früheren Tätigkeit verwendet. Bis zur Einweisung in eine Stelle wer-
den die bisherigen Dienstbezüge gezahlt.

(2) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahrens festgestellten
Sachverhalts ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden, so verliert
die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte den Anspruch auf
Dienstbezüge nach Absatz 1, wenn auf Entfernung aus dem Dienst
erkannt wird. Bis zur Rechtskraft des Disziplinarurteils können die An-
sprüche nicht geltend gemacht werden.

(3) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte muss sich auf die
ihr oder ihm nach Absatz 1 zustehenden Dienstbezüge ein anderes
Arbeitseinkommen oder einen Unterhaltsbeitrag anrechnen lassen;
hierüber ist Auskunft zu geben.

§ 79

Entlassung ohne Antrag

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu entlassen,
wenn sie
1. sich weigern, das Gelöbnis nach § 19 abzulegen,
2. bei Eintritt der Dienstunfähigkeit keinen Anspruch auf Ruhegehalt

haben,
3. sich einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft anschließen,

die nicht mit der Evangelischen Kirche in Deutschland, einer
Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kan-
zel- und Abendmahlsgemeinschaft steht.
(2) Die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 wird mit der Zu-

stellung der Entlassungsverfügung wirksam. Die Entlassung nach Ab-
satz 1 Nr. 2 wird mit Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in
dem die Entlassungsverfügung der Kirchenbeamtin oder dem Kir-
chenbeamten zugestellt worden ist, wirksam.

§ 80

Entlassung auf Verlangen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können jederzeit
ihre Entlassung verlangen. Das Verlangen muss dem Dienstherrn
schriftlich erklärt werden. Die Erklärung kann zurückgenommen wer-
den, solange die Entlassungsverfügung der Kirchenbeamtin oder dem
Kirchenbeamten noch nicht zugegangen ist.

(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszuspre-
chen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange kann sie längstens bis drei
Monate – bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Schul- und
Hochschuldienst längstens bis zum Ablauf des Schulhalbjahres oder
des Semesters – hinausgeschoben werden.
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(3) Der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten kann mit der
Entlassung die Möglichkeit eingeräumt werden, in das Kirchenbeam-
tenverhältnis zurückzukehren. Sie kann befristet werden und setzt vor-
aus, dass im Zeitpunkt der Rückkehr die für die Übertragung eines
Amtes erforderlichen persönlichen Voraussetzungen gegeben sind.
Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.

§ 81

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit sind kraft
Gesetzes entlassen, wenn sie nach Ablauf ihrer Amtszeit weder für
eine weitere Amtszeit berufen werden noch in den Ruhestand ein-
treten oder wenn das bisherige Kirchenbeamtenverhältnis nicht in
ein solches anderer Art umgewandelt wird.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit können im
Einvernehmen mit dem freistellenden Dienstherrn vorzeitig ent-
lassen werden, wenn die oberste Dienstbehörde des Dienstherrn auf
Zeit feststellt, dass die Voraussetzungen einer Versetzung in den
Wartestand nach § 60 vorliegen.

§ 82

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe

(1) Erreichen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Pro-
be die Altersgrenze nach § 66 Abs. 1, so sind sie mit dem Ende des
Monats, in den dieser Zeitpunkt fällt, entlassen.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind, so-
weit nicht durch Rechtsvorschrift der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse etwas anderes bestimmt ist, zu entlassen, wenn
1. sie sich in der Probezeit nicht bewähren;
2. sie eine Amtspflichtverletzung begehen, für die eine Maßnahme

unzureichend ist, auf die durch Disziplinarverfügung erkannt wer-
den kann,

3. sie dienstunfähig sind und nicht in den Ruhestand versetzt wer-
den.
(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe können

entlassen werden, wenn kirchliche Körperschaften oder Dienststellen
aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren Aufgaben wesentlich geän-
dert oder mit anderen zusammengelegt werden und die Kirchenbe-
amtinnen und die Kirchenbeamten auf Probe weder weiterverwendet
noch nach § 58 Abs. 2 versetzt werden können.

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 3 und des Absatzes 3
ist eine Frist einzuhalten, und zwar bei einer Beschäftigungszeit von
1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluss,
2. mehr als drei Monaten ein Monat zum Monatsschluss,
3. mindestens einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines Kalen-

dervierteljahres.
Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener Tätigkeit im Kir-
chenbeamtenverhältnis auf Probe im Bereich derselben obersten
Dienstbehörde.

§ 83

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis

auf Widerruf

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Widerruf kön-
nen jederzeit entlassen werden. § 82 Abs. 4 gilt entsprechend.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Widerruf im
Vorbereitungsdienst soll Gelegenheit gegeben werden, den Vorberei-
tungsdienst abzuleisten und die für ihre Laufbahn vorgeschriebene
Prüfung abzulegen. Mit der Ablegung der Prüfung endet das Kir-
chenbeamtenverhältnis, soweit nichts anderes bestimmt ist.

§ 84

Verfahren und Rechtsfolgen

(1) Die Entlassung wird von der für die Ernennung zuständigen
Stelle verfügt, in den Fällen der §§ 76 und 77 der Zeitpunkt der Ent-
lassung kraft Gesetzes mitgeteilt. Soweit nichts anderes bestimmt ist,
wird sie mit der Zustellung der Verfügung wirksam.

(2) Ist das Kirchenbeamtenverhältnis durch Entlassung beendet
worden, haben die früheren Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten keinen Anspruch mehr auf Besoldung, Versorgung oder sonstige
Leistungen, soweit nicht die Evangelischen Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich gesetzlich etwas anderes bestimmt haben. Wird die Entlassung
im Laufe eines Kalendermonats wirksam, so kann ihnen die für den
Entlassungsmonat gezahlte Besoldung oder Versorgung belassen wer-
den.

(3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet oder unter
Auflagen als laufende oder als Einmalzahlung gewährt werden. Die
Amts- oder Dienstbezeichnung und die im Zusammenhang mit dem
Amt oder Dienst verliehenen Titel dürfen nur weitergeführt werden,
wenn die Erlaubnis nach § 15 Abs. 4 hierzu erteilt worden ist.

§ 85

Entfernung aus dem Dienst

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Disziplinarrecht
geregelt.

Teil 6 Rechtsschutz und Verfahren

§ 86

Allgemeines Beschwerderecht

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können Anträge und
Beschwerden vorbringen. Dabei haben sie den Dienstweg einzuhal-
ten. Der Beschwerdeweg steht ihnen bis zur obersten Dienstbehörde
offen.

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare Vorge-
setzte oder den unmittelbaren Vorgesetzten, so kann sie bei dem
nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar eingelegt werden.

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 87

Rechtsweg, Vorverfahren

(1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhältnis ist nach
Maßgabe des in der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Glied-
kirchen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen jeweils gelten-
den Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsgerichten
eröffnet.

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regeln je für ihren Bereich, ob
vor Eröffnung des Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist.

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Abordnung,
Zuweisung, Versetzung oder Versetzung in den Wartestand haben
keine aufschiebende Wirkung.

§ 88 

Leistungsbescheid

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüssen können nach Maßgabe ihres
Rechts Ansprüche aus Kirchenbeamtenverhältnissen durch Leis-
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tungsbescheid geltend machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch
durch Erhebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt

§ 89

Zustellungen

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts
anderes bestimmt, kann die Zustellung von Schriftstücken, die nach
diesem Gesetz oder nach anderen kirchlichen Bestimmungen zuzu-
stellen sind, geschehen
1. bei der Zustellung durch die Behörde durch Übergabe an die Emp-

fängerin oder den Empfänger gegen Empfangsbestätigung; wird
die Annahme des Schriftstückes oder die Unterschrift unter die
Empfangsbestätigung verweigert, so gilt das Schriftstück im Zeit-
punkt der Weigerung als zugestellt, wenn eine Niederschrift über
den Vorgang zu den Akten gebracht ist,

2. bei der Zustellung durch die Post durch eingeschriebenen Brief mit
Rückschein oder durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde,
oder

3. durch Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt des jeweiligen
Dienstherrn oder der aufsichtsführenden Kirche, wenn der Auf-
enthalt der Empfängerin oder des Empfängers nicht zu ermitteln
ist.
(2) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,

der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts
anderes bestimmt, kann sich auf die Verletzung von Formvorschrif-
ten bei der Zustellung nicht berufen, wer das zuzustellende Schrift-
stück nachweislich auf andere Weise erhalten hat. Dies gilt nicht, wenn
mit der Zustellung eine Frist für die Erhebung einer Klage beginnt.

Teil 7 Sondervorschriften

§ 90

Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte

Die allgemeinen Vorschriften des Pfarrdienstrechts über die Ordi-
nation gelten für Ordinierte im Kirchenbeamtenverhältnis unmittel-
bar. Im Übrigen gelten für Ordinierte im Kirchenbeamtenverhältnis
diejenigen Vorschriften des Pfarrdienstrechts entsprechend, durch die
nähere Regelungen über die Wahrnehmung von Auftrag und Recht
zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung
sowie über Beschränkungen in der Ausübung dieses Auftrages und
Rechts getroffen werden.

§ 91

Kirchenleitende Organe und Ämter

(1) Für die Mitglieder kirchenleitender Organe sowie für Inhabe-
rinnen und Inhaber kirchenleitender Ämter, die in einem Kirchenbe-
amtenverhältnis stehen, können die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich durch Kirchengesetz abweichende Regelungen treffen.

(2) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestimmt für den je-
weiligen Bereich, wer Mitglied eines kirchenleitenden Organs ist und
wer ein kirchenleitendes Amt innehat.

§ 92

Kirchenbeamtenvertretungen

Bei der Vorbereitung kirchenbeamtenrechtlicher Vorschriften sind
nach Maßgabe des jeweils geltenden Rechts der Evangelischen Kirche

in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse Vertreterinnen und Vertreter der Kirchenbeamtenschaft
zu beteiligen. Zu diesem Zweck können Kirchenbeamtenvertretungen
gebildet werden. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich.

Teil 8 Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 93

Zuständigkeiten

(1) Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zuständigkeit be-
stimmt ist, ist die jeweilige oberste kirchliche Verwaltungsbehörde zu-
ständig. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können die in diesem Kir-
chengesetz bestimmten Zuständigkeiten je für ihren Bereich in ande-
rer Weise regeln.

(2) Unbeschadet der in diesem Kirchengesetz geregelten Zustän-
digkeiten können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich bestimmen, dass bestimmte Maßnahmen und Entscheidungen
nur mit Zustimmung der aufsichtsführenden Kirche nach § 2 Abs. 1
getroffen werden dürfen.

§ 94

Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes erhalten die Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten den Rechtsstand nach diesem Kir-
chengesetz.

(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. Das Nähere regeln die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.

§ 95

In-Kraft-Treten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangelische
Kirche in Deutschland am 1. Januar 2006 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Amtskräfte im Kirchen-
beamtenverhältnis vom 6. November 1997 (ABl. EKD S. 501), geän-
dert durch Kirchengesetz vom 7. November 2002 (ABl. EKD S. 390)
außer Kraft. Soweit in weitergeltenden Bestimmungen auf nach Satz
1 aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten die Vorschriften
dieses Kirchengesetzes an deren Stelle.

(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkirchen in
Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung erklärt haben. Für die Vereinig-
te Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands und ihre Gliedkir-
chen tritt es in Kraft, nachdem die Vereinigte Evangelisch-Lutherische
Kirche Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. Den Zeitpunkt, zu
dem dieses Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evange-
lischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.

§ 96

Außer-Kraft-Treten

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Bereich außer Kraft setzen.
Für die Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherische Kirche
Deutschlands kann das Außer-Kraft-Setzen nur durch die Vereinigte
Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands erklärt werden. Glied-
kirchen der früheren Evangelischen Kirche der Union, die diesem Ge-
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setz zugestimmt haben, können das Außer-Kraft-Setzen nur gemein-
sam erklären. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt
durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt, das Kir-
chengesetz jeweils außer Kraft getreten ist.

Berlin, den 10. November 2005

Die Präses der Synode

der Evangelischen Kirche in Deutschland

Barbara   R i n k e

*

Erstes Kirchengesetz zur Änderung

des Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen Kirche in

Deutschland (Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG.EKD)

Vom 8. November 2006 (ABl. EKD S. 515)

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zu-
stimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des Artikels 10 Abs. 1 und
Abs. 2 Buchstabe a und des Artikels 10 a Abs. 1 der Grundordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz
beschlossen:

Artikel 1

§ 95 Abs. 3 des Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen Kirche
in Deutschland vom 10. November 2005 (ABl. EKD S. 551) wird wie
folgt geändert:
1. Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen ihre Zustimmung auch nach Verkündung dieses Kirchenge-
setzes bis zum 15. Dezember 2007 erklären.“

2. Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

Artikel 2

Dieses Kirchengesetz tritt am 9. November 2006 in Kraft.

Würzburg, den 9. November 2006

Die Präses der Synode

der Evangelischen Kirche in Deutschland

Barbara   R i n k e

Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchengesetzes über die

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der Evangelischen

Kirche in Deutschland (Kirchenbeamtengesetz

der EKD – KBG.EKD) vom 10. November 2005

(Kirchenbeamtenausführungsgesetz – KBAG)

Vom 16. November 2006

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1

Zustimmung zum Kirchengesetz über die

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Die Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlau-
sitz stimmt dem Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten in der Evangelischen Kirche in Deutschland (Kirchen-
beamtengesetz der EKD – KBG.EKD) vom 10. November 2005 zu.

Artikel 2

Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchengesetzes

über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

§ 1 (Zu § 4 KBG.EKD)
Oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzter

(1) Oberste Dienstbehörde für die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten in der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz ist die Kirchenleitung. Sie kann mit der Wahr-
nehmung der Aufgaben der Obersten Dienstbehörde für näher be-
stimmte Aufgabenbereiche das Konsistorium, im Fall von Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten des Konsistoriums und der ihm
nachgeordneten Dienststellen die Präsidentin oder den Präsidenten
des Konsistoriums beauftragen.

(2) Dienstvorgesetzter ist
1. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Kirchenge-

meinden der Gemeindekirchenrat,
2. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten des Kirchen-

kreises der Kreiskirchenrat,
3. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten des Konsistori-

ums und der ihm zugeordneten Dienststellen die Präsidentin oder
der Präsident des Konsistoriums,

4. für die Präsidentin oder den Präsidenten und die Pröpstin oder den
Propst die Kirchenleitung.
Wer Dienstvorgesetzter der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-

amten in den sonstigen landeskirchlichen Ämtern, Dienststellen und
Werken sowie der Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts ist, richtet sich nach den für diese Einrichtungen be-
stehenden besonderen Bestimmungen. Soweit keine Regelung getrof-
fen ist, ist das Konsistorium Dienstvorgesetzter.

§ 2 (Zu § 6 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 KBG.EKD)
Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit

§ 8 Abs. 2 Nr. 4 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD findet auf
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit keine Anwendung.
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§ 3 (Zu § 7 KBG.EKD)
Ernennung

Zuständig für die Ernennung sind
1. der Gemeindekirchenrat für die Kirchenbeamtinnen und Kir-

chenbeamten der Kirchengemeinde, 
2. der Kreiskirchenrat für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-

amten des Kirchenkreises, 
3. die Kirchenleitung für die landeskirchlichen Kirchenbeamtinnen

und Kirchenbeamten, soweit sie nicht das Konsistorium dazu er-
mächtigt hat, 

4. das nach der Satzung zuständige Organ bei kirchlichen Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts für die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten dieser Einrichtung.

§ 4 (Zu § 14 KBG.EKD)
Laufbahnbestimmungen

Für die Laufbahnen der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
und die Art ihrer Vorbildung gelten die Laufbahnbestimmungen für
vergleichbare staatliche Beamtinnen und Beamte des Landes Berlin
sinngemäß, soweit nicht durch Rechtsverordnung eine besondere
kirchliche Regelung getroffen ist.

§ 5 (Zu § 15 Abs. 1 KBG.EKD)
Amtsbezeichnungen

Die Amtsbezeichnungen ergeben sich aus den in der Rechtsver-
ordnung über die Besoldung für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte aufgeführten Ämtern.

§ 6 (Zu § 16 und § 17 KBG.EKD)
Personalakten

(1) Die Führung der Personalakte obliegt der zuständigen Dienst-
behörde.

(2) Zuständige Dienstbehörde für die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten der Kirchengemeinden und Kirchenkreise ist das für
die Ernennung zuständige Organ; für die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten des Konsistoriums und der ihm zugeordneten
Dienststellen ist Dienstbehörde das Konsistorium. Wer Dienst-
behörde der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der sonstigen
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen ist,
richtet sich nach den für diese Einrichtungen bestehenden besonde-
ren Bestimmungen. Soweit keine Regelung getroffen ist, ist es das
Konsistorium.

(3) Näheres zur Führung der Personalakte und zum Recht auf Ein-
sichtnahme kann die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung regeln.

§ 7 (Zu § 28 KBG.EKD)
Arbeitszeit

Für die regelmäßige Arbeitszeit der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten findet das für die Beamtinnen und Beamten des Landes
Berlin geltende Recht entsprechende Anwendung, soweit nicht durch
Rechtsverordnung eine abweichende Regelung getroffen wird. Im Rah-
men der bestehenden Regelung bestimmt die Dienstvorgesetzte oder
der Dienstvorgesetzte vorbehaltlich einer allgemeinen Weisung der
Obersten Dienstbehörde die Arbeitszeit.

§ 8 (Zu § 38 KBG.EKD)
Urlaub

(1) Der Urlaub der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten wird
durch Rechtsverordnung geregelt.

(2) Für die Erteilung von Sonderurlaub gelten die für Beamtinnen
und Beamten des Landes Berlin getroffenen Bestimmungen entspre-
chend, soweit nichts anderes bestimmt ist.

§ 9 (Zu § 50 und § 51 Abs. 4 KBG. EKD)
Beurlaubung und Teildienst

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann unter den Vor-
aussetzungen des § 50 Abs. 1 Teilbeschäftigung auch mit weniger als
der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt werden, wenn zwin-
gende dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

(2) Eine Teilbeschäftigung kann auch in der Weise zugelassen wer-
den, dass für einen in der Regel mehrjährigen Zeitraum die Besoldung
nach einem geringeren als dem tatsächlichen Dienstumfang bemes-
sen wird und dafür zum Ausgleich für einen entsprechenden Zeitraum
eine volle Freistellung vom Dienst unter Fortzahlung der einge-
schränkten Besoldung gewährt wird.

(3) Näheres zu den Voraussetzungen und der Ausgestaltung von
Teilbeschäftigungen oder Beurlaubungen ohne Dienstbezüge, auch
für einzelne Arbeitsbereiche, kann die Kirchenleitung durch Rechts-
verordnung regeln.

§ 10 (Zu § 60 Abs. 3 KBG.EKD)
Versetzung mangels gedeihlichen Wirkens

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Lebenszeit oder auf
Zeit können, wenn ein gedeihliches Wirken in dem bisherigen Amt
nicht gewährleistet ist und sie weder weiterverwendet noch versetzt
werden können, in den Wartestand versetzt werden.

§ 11 (Zu § 87 KBG.EKD)
Rechtsweg

In Streitigkeiten aus dem Kirchenbeamtenverhältnis ist vor Klage-
erhebung, auch im Fall von Leistungs- und Feststellungsklagen, ein
Vorverfahren durchzuführen. Dies gilt auch, wenn die Maßnahme
von der Obersten Dienstbehörde getroffen wurde.

§ 12 (Zu § 88 KBG.EKD)
Leistungsbescheid

Ansprüche aus dem Kirchenbeamtenverhältnis können durch
Leistungsbescheid geltend gemacht werden.

§ 13 (Zu § 93 Abs. 2 KBG.EKD)
Genehmigungsbedürftigkeit durch das Konsistorium

(1) Der Genehmigung des Konsistoriums bedürfen in Angelegen-
heiten von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Kirchenge-
meinden und Kirchenkreise sowie der Körperschaften, die von Kir-
chengemeinden oder Kirchenkreisen gebildet worden sind und der
Schulstiftung der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesi-
sche Oberlausitz:
1. die Errichtung und Aufhebung von Kirchenbeamtenstellen,
2. die Begründung eines Kirchenbeamtenverhältnisses sowie der an-

deren nach § 7 Abs.1 Kirchenbeamtengesetz der EKD einer Er-
nennung bedürftigen Rechtsakte,
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3. die Abordnung, Zuweisung oder Versetzung zu einem anderen
Dienstgeber nach den §§ 56 bis 58 Kirchenbeamtengesetz der EKD,

4. die Wiederberufung aus dem Wartestand nach § 63 Kirchenbe-
amtengesetz der EKD oder aus dem Ruhestand nach § 73 Kir-
chenbeamtengesetz der EKD,

5. die Entlassung aus dem Dienst nach § 80 Kirchenbeamtengesetz
der EKD und nach § 82 Kirchenbeamtengesetz der EKD.
(2) Die Beförderung von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-

ten der Schulstiftung der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz, die nicht im Schuldienst tätig sind, bedarf
ebenfalls der Genehmigung des Konsistoriums.

§ 14 (Zu § 94 KBG.EKD)
Fortgeltung bestehenden Rechts

Regelungen, die auf der Grundlage des Kirchengesetzes über die
Rechtsverhältnisse der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der
in der Evangelischen Kirche der Union vom 6. Juni 1998 oder des zu-
vor geltenden Rechts erlassen wurden, bleiben bis auf weiteres in Kraft,
soweit sie diesem Gesetz und dem Kirchenbeamtengesetz der EKD
nicht entgegenstehen.

Artikel 3

In-Kraft-Treten und Schlussbestimmungen

(1) Das Kirchenbeamtengesetz der EKD tritt zu dem vom Rat der
Evangelischen in Deutschland durch Verordnung bestimmten Tag in
Kraft, frühestens jedoch am 1. Januar 2007. Dieses Kirchengesetz tritt
zum selben Zeitpunkt in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten das Berlin-Brandenburger Einführungsge-
setz zum Kirchenbeamtengesetz vom 14. November 1998 (KABl.-
EKiBB 1999, S. 14) und das Kirchenbeamtenrechtsausführungsgesetz
vom 14. November 1998 (KABl.-EKiBB 1999, S. 15), zuletzt geändert
durch die Verordnung mit Gesetzeskraft vom 28. Juni 2002 (KABl.-
EKiBB S. 137), außer Kraft.

Berlin, den 16. November 2006 Andreas   B ö e r

Präses
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U r k u n d e

über die Vereinigung der Kirchenkreise

Görlitz, Niesky und Weißwasser

Nach Anhörung der Beteiligten hat die Kirchenleitung aufgrund
von Artikel 40 Abs. 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24. November
2003 (KABl.-EKiBB S. 159; ABl.-EKsOL 3/2003 S. 7) beschlossen:

§ 1

(1) Die Kirchenkreise Görlitz, Niesky und Weißwasser werden zu
einem Kirchenkreis vereinigt.

(2) Der vereinigte Kirchenkreis trägt den Namen „Evangelischer
Kirchenkreis Niederschlesische Oberlausitz“.

§ 2

Der Evangelische Kirchenkreis Niederschlesische Oberlausitz ist
Rechtsnachfolger des Kirchenkreises Görlitz, des Kirchenkreises
Niesky und des Kirchenkreises Weißwasser.

§ 3

Der Evangelische Kirchenkreis Niederschlesische Oberlausitz
gehört zum Sprengel Görlitz.

§ 4

Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.

Berlin, den 29. September 2006
Az.: 1403-1 (65)

Evangelische Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Kirchenleitung –

(L. S.) Dr. Wolfgang   H u b e r

*

U r k u n d e

über die dauernde Verbindung der Kirchengemeinden

Bertikow, Bietikow, Blindow, Dauer, Güstow, Seelübbe,

der St. Jacobi-Kirchengemeinde, der St. Marien-

Kirchengemeinde, der St. Nikolai-Kirchengemeinde und

der Kirchengemeinde St. Sabinen Prenzlau,

sämtlich Evangelischer Kirchenkreis Uckermark,

zu einem Pfarrsprengel

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium aufgrund
von Artikel 33 Abs. 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24. November
2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL 3/2003 S. 7) beschlossen:

§ 1

Die Kirchengemeinden Bertikow, Bietikow, Blindow, Dauer,
Güstow, Seelübbe, die St. Jacobi-Kirchengemeinde, die St. Marien-
Kirchengemeinde, die St. Nikolai-Kirchengemeinde und die Kir-
chengemeinde St. Sabinen Prenzlau, sämtlich Evangelischer Kir-
chenkreis Uckermark, werden dauernd zum Pfarrsprengel Prenzlau
verbunden.

§ 2

Die bisherige Verbindung der Kirchengemeinden Bertikow, Bieti-
kow und Seelübbe zum Pfarrsprengel Bertikow wird aufgehoben. Die
bisherige Verbindung der Kirchengemeinden Blindow und Dauer zum
Pfarrsprengel Blindow wird aufgehoben. Die bisherige Verbindung der
Kirchengemeinden Güstow und St. Sabinen Prenzlau zum Pfarr-
sprengel St. Sabinen Prenzlau wird aufgehoben.

§ 3

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinden des bisherigen Pfarrsprengels
Blindow, die Pfarrstelle der Kirchengemeinden des bisherigen Pfarr-
sprengels Bertikow, die Pfarrstelle der Kirchengemeinden des bisheri-
gen Pfarrsprengels St. Sabinen Prenzlau, die Pfarrstelle der St. Jacobi-
Kirchengemeinde, die Pfarrstelle der St. Marien-Kirchengemeinde und
die Pfarrstelle der St. Nikolai-Kirchengemeinde werden auf die Kir-
chengemeinden des Pfarrsprengels Prenzlau übertragen.

§ 4

Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.

Berlin, den 19. Dezember 2006
Az.1020-1(87/000 – 73.00)

Evangelische Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –

(L. S.) S e e l e m a n n
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Urkunde

über die Umgliederung der Kirchengemeinde Berlin-Schmöck-

witz aus dem Evangelischen Kirchenkreis Lichtenberg-Oberspree

in den Evangelischen Kirchenkreis Neukölln

Die Kirchenleitung hat nach Anhörung der Beteiligten aufgrund
von Artikel 40 der Grundordnung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24. November 2003
(KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL 3/2003 S. 7), geändert durch das
Kirchengesetz zur Änderung der Grundordnung der Evangelischen
Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 4. November
2005 (KABl. S. 176) beschlossen:

§ 1

Die Kirchengemeinde Berlin-Schmöckwitz wird aus dem Evange-
lischen Kirchenkreis Lichtenberg-Oberspree in den Evangelischen Kir-
chenkreis Neukölln umgegliedert.

§ 2

Wenn eine Vermögensauseinandersetzung erforderlich ist, regeln
die Beteiligten diese unter sich.

§ 3

Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.

Berlin, den 24. November 2006
Az.: 1402-01 (14/051)

Evangelische Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Kirchenleitung –

(L. S.) Dr. Wolfgang   H u b e r

*

Genehmigung von neuen Kirchensiegeln

1. Konsistorium Berlin, den 2. Februar 2007
Az.: 1252-03 (86/030-32.02)

Die Kirchengemeinde Thyrow, Evangelischer Kirchenkreis Zossen,
hat mit Genehmigung des Konsistoriums das unten abgebildete
Kirchensiegel mit den Beizeichen Kreuz und Karo eingeführt.

Die Umschrift lautet:
„ EVANGELISCHE   KIRCHENGEMEINDE  THYROW “

2. Konsistorium Berlin, den 2. Februar 2007
Az.: 1252-03 (86/030-32.01)

Die Kirchengemeinde Trebbin, Evangelischer Kirchenkreis Zossen,
hat mit Genehmigung des Konsistoriums das unten abgebildete
Kirchensiegel mit den Beizeichen Kreuz und Karo eingeführt.

Die Umschrift lautet:
„ EVANGELISCHE   KIRCHENGEMEINDE   TREBBIN “

*

Außergeltungsetzung von Kirchensiegeln

1. Das bisherige Kirchensiegel der Kirchengemeinde Thyrow, Evan-
gelischer Kirchenkreis Zossen, mit der Umschrift   „ EVANGELI-
SCHE   KIRCHENGEMEINDE  THYROW “   wurde außer Gel-
tung gesetzt.

2. Das bisherige Kirchensiegel der Kirchengemeinde Trebbin, Evan-
gelischer Kirchenkreis Zossen, mit der Umschrift   „ EVANGELI-
SCHE   KIRCHENGEMEINDE   TREBBIN “   wurde außer Gel-
tung gesetzt.

*

Rücktritt vom Amt des Kreiskirchlichen Archivpflegers

Der Kreiskirchliche Archivpfleger im Evangelischen Kirchenkreis
Templin-Gransee, Pfarrer i. R. Fritz   S c h u m a n n ,   ist mit Wir-
kung vom 18. November 2006 von seinem Amt zurückgetreten.
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Ausschreibung von Pfarrstellen

1. Die neu errichtete (3.) Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ber-

lin-Neu-Buckow, Evangelischer Kirchenkreis Neukölln, ist ab so-
fort durch Gemeindewahl wieder zu besetzen.

Das Gemeindeleben wird geprägt durch das vielfältige Engagement
der haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und
der Fortentwicklung des Familienzentrums.

Die Gemeinde sucht eine Persönlichkeit, die den Gemeindepfarr-
dienst als Berufung sieht und sich entsprechend für die Belange der
Gemeinde einsetzt.

Ferner sollte sie oder er in der Lage sein, mit allen Mitarbeitenden
und dem zweiten Pfarrer (25% Dienstumfang in der Gemeinde) kom-
munikativ, kooperativ und kreativ im Sinne eines zukunftweisenden
Gemeindeaufbaus zusammenzuarbeiten.

Als Dienstwohnung steht eine renovierte 5-Zimmerwohnung im
Gemeindezentrum zur Verfügung.

Bewerbungen werden innerhalb von 4 Wochen nach Erscheinen
des Amtsblattes erbeten an den Gemeindekirchenrat der Kirchenge-
meinde Berlin-Neu-Buckow, über die Superintendentur des Evange-
lischen Kirchenkreises Neukölln, Rübelandstraße 9, 12053 Berlin.

2. Die (1.) Pfarrstelle der Kirchengemeinden des Pfarrspren-

gels Herzfelde, Evangelischer Kirchenkreis Templin-Gransee, ist
ab sofort durch Gemeindewahl wieder zu besetzen.

In den sieben zur Pfarrstelle gehörenden Dörfern gibt es drei Ge-
meindekirchenräte, die sich über eine Pfarrerin oder einen Pfarrer bzw.
eine Gemeindepädagogin oder einen Gemeindepädagogen freuen
würden, die oder der die Arbeit mit allen Generationen fortführt.

Die Gemeindekirchenräte möchten gern mit der zukünftigen Stel-
leninhaberin oder dem zukünftigen Stelleninhaber neue Schwer-
punkte entwickeln.

Zahlreiche ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in un-
terschiedlichen Bereichen (Kinderkreise, Lektoren, 4-stimmiger Kir-
chenchor, Besuchsdienst) freuen sich auf die Zusammenarbeit.

Ein Pfarrhaus mit Garten steht zur Verfügung.
Nähere Auskünfte erteilen die Kirchenältesten Annett Krah, Tele-

fon: 03 98 85/31 52, Christoph Kunert, Telefon: 03 98 85/22 85, der
Vakanzverwalter Pf. Dieter Rohde, Telefon: 0 39 87/5 18 56 oder
Superintendent Uwe Simon, Telefon: 0 39 87/2 00 00 92.

Bewerbungen sind nur aus dem Evangelischen Kirchenkreis Tem-
plin-Gransee zugelassen und werden innerhalb von 4 Wochen nach
Erscheinen des Amtsblattes erbeten an die Gemeindekirchenräte der
Kirchengemeinden des Pfarrsprengels Herzfelde über die Superinten-
dentur Templin-Gransee, Martin-Luther-Straße 24, 17268 Templin.

3. Die (1.) Pfarrstelle der Kirchengemeinden des Pfarrsprengels

Rühstädt, Evangelischer Kirchenkreis Havelberg-Pritzwalk, ist zum
1. September 2007 durch Gemeindewahl wieder zu besetzen.

Zum Pfarrsprengel Rühstädt gehören die Kirchengemeinden Rüh-
städt, Bälow, Abbendorf, Klein Lüben, Groß Lüben, Legde-Roddan,
Lennewitz und Quitzöbel mit rund 900 Gemeindegliedern.

Die insgesamt 11 Kirchen befinden sich in einem sehr guten bau-
lichen Zustand. Ein geräumiges Pfarrhaus mit Gemeinderaum und
großem Grundstück steht in attraktiver und ruhiger Lage zur Ver-
fügung.

Eine Grundschule und ein evangelischer Kindergarten befinden
sich im 9 km entfernten Kurort Bad Wilsnack, Gymnasien in den Städ-
ten Wittenberge und Perleberg.

Die beteiligten Gemeinden wünschen sich die kontinuierliche Fort-
führung der in den letzten Jahren gewachsenen Arbeit sowie eine wei-
tere Integration der einzelnen Orte. Derzeit verfügt der Pfarrsprengel
über acht aktive Gemeindekirchenräte mit rund 60 Ältesten, einen För-
derverein in Groß Lüben und zwei kleine Chöre in Legde und Rüh-
städt.

Besondere Schwerpunkte der Arbeit sind sechs Frauenhilfskreise,
eine Junge Gemeinde sowie die Betreuung zahlreicher Touristen im
Storchendorf Rühstädt. Der Hauptort verfügt über eine wertvolle
restaurierte Barockorgel (Joachim Wagner, 1738). Zu den Aufgaben
gehört auch die Verwaltung des Grundbesitzes (ca. 300 ha) und der
vier kirchlichen Friedhöfe.

Nähere Auskünfte erteilen Pfarrer Dr. Czubatynski, Dorfstraße 21,
19322 Rühstädt, Telefon: 03 87 91/27 75 (Email uwe.czubatynski@
t-online.de) sowie Superintendent Volker Sparre, Telefon: 0 33 95/
30 22 40.

Bewerbungen werden innerhalb von 4 Wochen nach Erscheinen
des Amtsblattes erbeten an die Gemeindekirchenräte der Kirchenge-
meinden des Pfarrsprengels Rühstädt über die Superintendentur des
Evangelischen Kirchenkreises Havelberg-Pritzwalk, Grünstraße 49,
16928 Pritzwalk.
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III. Stellenausschreibungen
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